
IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Handelsgericht Wien erkennt durch den Richter Dr. Alexander Sackl in der

RECHTSSACHE:

Klagende Partei
Verein für Konsumenteninformation  
Linke Wienzeile 18  
1060 Wien

vertreten durch: 
Kosesnik-Wehrle & Langer Rechtsanwälte 
KG  
Ölzeltgasse 4  
1030 Wien
Tel: +43 1 713 61 92
Zeichen: SG-16-0037
FB 214452x
000000016358

Beklagte Partei
UNIQA Österreich Versicherungen AG  
Untere Donaustraße 21  
1029 Wien

vertreten durch: 
Schönherr Rechtsanwälte GmbH  
Schottenring 19  
1010 Wien
Tel: 53 437-0

Wegen: Unterlassung und Urteilsveröffentlichung

 

nach mündlicher Streitverhandlung zu Recht:  

Die beklagte Partei ist schuldig, im geschäftlichen Verkehr mit Verbrauchern in Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen,  die sie von ihr  geschlossenen Verträgen zugrundelegt  und/oder in 

hiebei  verwendeten  Vertragsformblättern  die  Verwendung  der  Klausel:  „Im  Falle  eines 

wirksamen  Rücktritts  endet  der  Versicherungsschutz  und  wir  erstatten  Ihnen  den  dann 

anfallenden  Rückkaufswert.  Der  Rückkaufswert  kann  unter  der  Summe  der  einbezahlten  

Prämien liegen.“,  oder die Verwendung sinngleicher Klauseln zu unterlassen; sie ist ferner 

schuldig, es zu unterlassen, sich auf  die vorstehend genannten Klauseln oder sinngleiche 

Klauseln zu berufen;

Der  klagenden  Partei  wird  die  Ermächtigung  erteilt,  den  klagsstattgebenden  Teil  des 

Urteilsspruches  im  Umfang  des  Unterlassungsbegehrens  und  der  Ermächtigung  zur 
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Urteilsveröffentlichung  binnen  sechs  Monaten  ab  Rechtskraft  einmal  in  einer 

Samstagsausgabe des redaktionellen Teiles der „Kronen-Zeitung“, bundesweit erscheinende 

Ausgabe, auf Kosten der beklagten Partei mit gesperrt geschriebenen Prozessparteien und in 

Fettdruckumrandung  in  Normallettern,  somit  in  gleich  großer  Schrift  wie  der  Fließtext 

redaktioneller Artikel, zu veröffentlichen.

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

Außer Streit steht:

Der Kläger ist ein gemäß § 29 KSchG aktiv klagslegitimierter Verein. Die Beklagte betreibt ein 

Versicherungsunternehmen und bietet ihre Leistungen im gesamten Bundesgebiet an. Dabei 

tritt sie laufend mit Verbrauchern im Sinne des § 1 KSchG in rechtsgeschäftlichen Kontakt und 

schließt mit diesen Verträge. Diesen Verträgen legt sie allgemeine Geschäftsbedingungen zu 

Grunde,  darunter  auch  die  „Versicherungsbedingungen  der  Pensionsversicherung“,  die 

folgende Klausel enthält:

 „Im Falle eines wirksamen Rücktritts endet der Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen  

den  dann  anfallenden  Rückkaufswert.  Der  Rückkaufswert  kann  unter  der  Summe  der  

einbezahlten Prämien liegen.“

Parteienvorbringen:

Der Kläger begehrt wie im Spruch ersichtlich. Die Klausel sei intransparent, überraschend und 

gröblich  benachteiligend.  Die  Beklagte  beantragt  Klagsabweisung.  Dazu  erstatten  beide 

Partei  fast  ausschließlich rechtliches Vorbringen zur Frage einer Teleologischen Reduktion 

des § 176 VersVG.

Rechtlich folgt:

1. Voranzustellen ist die Geltung folgender Grundsätze im Verbandsprozess:

Im  Rahmen  der  Verbandsklage  hat  die  Auslegung  der  Klauseln  im 

"kundenfeindlichsten"  Sinn  zu  erfolgen  (7  Ob  173/10g,  7  Ob  201/12b,  RIS-Justiz 

RS0016590).  Im  Gegensatz  zur  jeweiligen  Vertragsauslegung  im  Individualprozess 

kann auf  eine etwaige teilweise Zulässigkeit  der  beanstandeten Bedingungen nicht 

Rücksicht  genommen  werden.  Es  kann  also  keine  geltungserhaltende  Reduktion 
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stattfinden (RIS-Justiz RS0038205). Der Einwand, eine gesetzwidrige Klausel werde in 

der  Praxis  anders  gehandhabt,  ist  im  Verbandsprozess  unerheblich  (RIS-Justiz 

RS0121943).

Die Geltungskontrolle nach § 864a ABGB geht der Inhaltskontrolle gemäß § 879 ABGB 

vor  (RIS-Justiz  RS0037089).  Objektiv  ungewöhnlich  nach  §  864a  ABGB  ist  eine 

Klausel, die von den Erwartungen des Vertragspartners deutlich abweicht, mit der er 

also nach den Umständen vernünftigerweise nicht zu rechnen braucht.  Der Klausel 

muss  ein  "Überrumpelungseffekt"  innewohnen  (RIS-Justiz  RS0014646).  Die 

Ungewöhnlichkeit  ist  objektiv  zu  verstehen.  Die  Subsumtion  hat  sich  an  der 

Verkehrsüblichkeit  beim betreffenden Geschäftstyp zu orientieren.  Ein Abstellen auf 

die subjektive Erkennbarkeit  gerade für den anderen Teil  ist  daher ausgeschlossen 

(RIS-Justiz  RS0014627).  Erfasst  sind alle dem Kunden nachteiligen Klauseln.  Eine 

grobe Benachteiligung nach § 879 Abs 3 ABGB wird nicht vorausgesetzt (RIS-Justiz 

RS0123234). Eine in AGB oder Vertragsformblättern enthaltene Vertragsbestimmung, 

die nicht eine der beidseitigen Hauptleistungen festlegt, ist jedenfalls nichtig, wenn sie 

unter Berücksichtigung aller Umstände des Falls einen Teil gröblich benachteiligt (§ 

879  Abs  3  ABGB).  Durch  diese  Bestimmung  wurde  –  wie  in  den  einschlägigen 

Entscheidungen formuliert wird – ein eine objektive Äquivalenzstörung und "verdünnte 

Willensfreiheit"  berücksichtigendes  bewegliches  System  geschaffen  (RIS-Justiz 

RS0016914). Sie wendet sich vor allem gegen den Missbrauch der Privatautonomie 

durch das Aufdrängen benachteiligender vertraglicher Nebenbestimmungen durch den 

typischerweise  überlegenen  Vertragspartner  bei  Verwendung  von  AGB  und 

Vertragsformblättern.  Das  Motiv  des  Gesetzgebers,  insbesondere  auf  AGB  und 

Vertragsformblätter abzustellen, liegt in der zwischen den Verwendern von AGB und 

deren Vertragspartnern typischerweise anzutreffenden Ungleichgewichtslage. Der mit 

den AGB konfrontierte Vertragspartner ist in seiner Willensbildung eingeengt, muss er 

sich doch zumeist den AGB fügen oder in Kauf nehmen, dass ihm der Verwender den 

Vertragsabschluss verweigert (7 Ob 173/10g mwN). Ein Abweichen vom dispositiven 

Recht  wird  unter  Umständen  schon  dann  eine  gröbliche  Benachteiligung  des 

Vertragspartners im Sinne des § 879 Abs 3 ABGB sein können,  wenn sich für die 

Abweichung  keine  sachliche  Rechtfertigung  ergibt.  Sie  ist  jedenfalls  anzunehmen, 

wenn  die  dem  Vertragspartner  zugedachte  Rechtsposition  im  auffallenden 

Missverhältnis zur vergleichbaren Rechtsposition des anderen steht, wenn also keine 

sachlich berechtigte Abweichung von der für den Durchschnittsfall getroffenen Norm 

des nachgiebigen Rechts vorliegt (RISJustiz RS0016914). Bei der Beurteilung, ob eine 

gröbliche  Benachteiligung  des  Vertragspartners  bewirkt  wird,  hat  sich  der 

Rechtsanwender daher am dispositiven Recht als dem Leitbild eines ausgewogenen 
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und  gerechten  Interessenausgleichs  zu  orientieren  (RIS-Justiz  RS0014676).  Die 

Ausnahme  von  der  im  §  879  Abs  3  ABGB  verankerten  Inhaltskontrolle  –  die 

Festlegung der beiderseitigen Hauptleistungspflichten – ist möglichst eng zu verstehen 

und  soll  auf  die  individuelle,  zahlenmäßige  Umschreibung  der  beiderseitigen 

Leistungen  beschränkt  bleiben,  sodass  vor  allem  auch  die  im  dispositiven  Recht 

geregelten  Fragen  bei  der  Hauptleistung,  also  vor  allem  Ort  und  Zeit  der 

Vertragserfüllung,  nicht  unter  diese Ausnahme fallen.  Klauseln,  die  das eigentliche 

Leistungsversprechen einschränken, verändern oder aushöhlen, unterliegen ebenfalls 

der Inhaltskontrolle (RIS-Justiz RS0016908). Nach § 6 Abs 3 KSchG ist eine in AGB 

oder  Vertragsformblättern  enthaltene  Vertragsbestimmung  schließlich  unwirksam, 

wenn sie unklar oder unverständlich abgefasst ist. Durch diese Bestimmung wurde die 

Richtlinie  93/13/EWG des Rates vom 05.04.1993 über missbräuchliche Klauseln in 

Verbraucherverträgen  umgesetzt  und  damit  das  sogenannte  Transparenzgebot  für 

Verbrauchergeschäfte normiert. Dieses soll  dem Kunden ermöglichen, sich aus den 

AGB oder Vertragsformblättern zuverlässig über seine Rechte und Pflichten bei der 

Vertragsabwicklung zu informieren. Maßstab für die Transparenz ist das Verständnis 

der  für  die  jeweilige  Vertragsart  typischen  Durchschnittskunden.  Es  soll  verhindert 

werden, dass der Verbraucher durch ein unzutreffendes oder auch nur unklares Bild 

seiner vertraglichen Position von der Durchsetzung seiner Rechte abgehalten wird. 

Daraus kann sich konkret  eine Verpflichtung zur  Vollständigkeit  ergeben,  wenn die 

Auswirkung einer Klausel sonst unklar bliebe (1 Ob 131/09k; 7 Ob 201/12b; vgl auch 

zum  klaren  Bild,  das  über  die  vertragliche  Position  zu  verschaffen  ist:  RIS-Justiz 

RS0115217  [T  8],  RS0115219  [T  9];  zum  Gebot  der  Vollständigkeit:  RIS-Justiz 

RS0115217  [T  12]  =  RS0115219  [T  12];  zur  verlässlichen  Auskunft  über  die 

Rechtsposition:  RS0115217  [T  14]).  Auf  die  für  den  Verbraucher  ungünstigste 

Auslegung wird im Verbandsprozess deshalb abgestellt, weil befürchtet wird, dass der 

einzelne Verbraucher die wahre Rechtslage und die ihm zustehenden Rechte  nicht 

erkennt und sich sich daher auch nicht auf diese beruft.

2. Im vorliegenden Fall beruft sich die Beklagte im Wesentlichen darauf, dass die Klausel 

der durch § 176 VersVG normierten Rechtslage entspricht. Der Kläger ist der Ansicht, 

dass  §  176  VersVG  teleologisch  zu  reduzieren  sei  und  nicht  für  alle 

Vertragsbeendigungsarten gelten könne.

§ 176 VersVG lautet wie folgt:

„§ 176. (1) Wird eine Kapitalversicherung für den Todesfall, die in der Art genommen  

ist, daß der Eintritt der Verpflichtung des Versicherers zur Zahlung des vereinbarten  

Kapitals gewiß ist, durch Rücktritt, Kündigung oder Anfechtung aufgehoben, so hat der  
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Versicherer den auf die Versicherung entfallenden Rückkaufswert zu erstatten.

(2) Das gleiche gilt bei einer Versicherung der in Abs. 1 bezeichneten Art auch dann,  

wenn nach dem Eintritt des Versicherungsfalls der Versicherer von der Verpflichtung  

zur Zahlung des vereinbarten Kapitals frei ist. Im Fall des § 170 Abs. 1 ist jedoch der  

Versicherer zur Erstattung des Rückkaufswerts nicht verpflichtet.

(2a)  Bei  der  Berechnung  des  Rückkaufswertes  eines  Vertrages,  der  von  einem 

Versicherungsvermittler  (§ 137  Abs. 1  GewO 1994)  vermittelt  wurde,  der  zum 

Zeitpunkt des Versicherungsvertrages nicht in das Register eingetragen war, darf die  

Provision nicht berücksichtigt werden.

(2b) Bei der Berechnung der prämienfreien Versicherungsleistung für einen Vertrag,  

der von einem Versicherungsvermittler (§ 137 Abs. GewO 1994) vermittelt wurde, der  

zum Zeitpunkt des Versicherungsvertrages nicht in das Register eingetragen war, darf  

die Provision nicht berücksichtigt werden.

(3)  Der  Rückkaufswert  ist  nach  den  anerkannten  Regeln  der  

Versicherungsmathematik  auf  Grund  der  Rechnungsgrundlagen  der  

Prämienkalkulation für den Schluß der laufenden Versicherungsperiode als Zeitwert  

der  Versicherung  zu  berechnen.  Prämienrückstände  werden  vom  Rückkaufswert  

abgesetzt.

(4) Der Versicherer ist  zu einem Abzug nur berechtigt,  wenn dieser vereinbart  und  

angemessen ist.

(5) Wird eine kapitalbildende Lebensversicherung vor dem Ablauf von fünf Jahren oder  

einer  vereinbarten  kürzeren  Laufzeit  beendet,  so  dürfen  bei  der  Berechnung  des  

Rückkaufswerts  die  rechnungsmäßig  einmaligen  Abschlusskosten  höchstens  mit  

jenem Anteil  berücksichtigt  werden,  der dem Verhältnis  zwischen der tatsächlichen  

Laufzeit und dem Zeitraum von fünf Jahren oder der vereinbarten kürzeren Laufzeit  

entspricht.  Ebenso  sind  diese  Kosten  bei  der  Umwandlung  in  eine  prämienfreie  

Versicherung  für  die  Berechnung  der  Grundlage  der  prämienfreien  

Versicherungsleistung  höchstens  nach  dem  Verhältnis  zwischen  der  tatsächlichen  

Prämienzahlungsdauer und dem Zeitraum von fünf  Jahren oder einer  vereinbarten  

kürzeren Prämienzahlungsdauer zu berücksichtigen.

(6) Der Vermittler hat in den Fällen des Abs. 5 Anspruch auf jenen Teil der Provision 

samt  Nebengebühren,  der  dem  Verhältnis  zwischen  der  tatsächlichen  Laufzeit  

(Prämienzahlungsdauer)  und dem Zeitraum von fünf  Jahren oder  der  vereinbarten  

kürzeren  Laufzeit  (Prämienzahlungsdauer)  entspricht.  Eine  Vereinbarung,  wonach  

dem Vermittler ein höherer Provisionsanspruch zusteht, ist unwirksam. Der Vermittler  
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hat dem Versicherer eine Provision insoweit zurückzuzahlen, als sie das Ausmaß des  

anteiligen  Provisionsanspruchs  übersteigt.Die  voranstehenden  Bestimmungen  sind 

auf Vereinbarungen, nach denen der Versicherungsnehmer die Provision unmittelbar  

dem Vermittler zu leisten hat, sinngemäß anzuwenden.“

Nach Ansicht des Gerichtes ist schon aus der grammatikalischen Interpretation das 

Ergebnis  zu  ziehen,  dass  §  176  VersVG  keine  unbedingte  Beschränkung  der 

Rückabwicklungsansprüche  der  Versicherungsnehmers  auf  den  Rückkaufswert  bei 

jedweder  Vertragsauflösung  enthält,  umso  mehr  bei  der  gebotenen  teleologischen 

Auslegung.  §  176  VersVG  soll  ganz  offenbar  Mindestansprüche  des 

Versicherungsnehmers  begründen,  die  jedenfalls  dem  Versicherungsnehmer 

zustehen.  Dem  Text  ist  nicht  zu  entnehmen,  dass  er  Rückforderungsansprüche 

jedweder Art abschließend regeln will und dem Versicherungsnehmer Rechte versagt, 

die nach allgemeinen zivilrechtlichen Regeln – insbesondere auch bei denkbaren ex-

tunc-Abwicklungen  zustehen.  Genau  das  statuiert  aber  –  bei  der  gebotenen 

kundenfeindlichsten  Auslegung  –  die  inkriminierte  Klausel.  Sie  ist  daher  gröblich 

benachteiligend und somit jedenfalls zulässig.

3. Darüber hinaus ist  die inkriminierte Klausel bei Anwendung der obigen Grundsätze 

aber jedenfalls auch intransparent, rekurriert sie doch auf einen Rückkaufswert, ohne 

festzulegen nach welchem Parametern dieser zu ermitteln ist.

4. Dem Unterlassungsanspruch war somit statt zu geben.

5. Auch  der  Veröffentlichungsanspruch  besteht  zu  Recht,  weil  die  Allgemeinheit  ein 

Informationsinteresse  hat,  dass  die  verwendete  Klausel  rechtswidrig  ist.  Da  die 

Beklagte als eines der führenden Versicherungsunternehmen österreichweit tätig ist, 

ist die begehrte Veröffentlichung auch vom Umfang her gerechtfertigt.

6. Die Kostenentscheidung stützt sich auf § 41 ZPO. Der Kläger hat zur Gänze obsiegt. 

Gegen die Höhe seines Kostenersatzanspruchs wurden keine Einwände erhoben.

Handelsgericht Wien, Abteilung 11
Wien, 02. Jänner 2017
Dr. Alexander Sackl, Richter

Elektronische Ausfertigung
gemäß § 79 GOG
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